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Andrej Babiš will  
das Land regieren 
Infolge der Parlamentswahlen vom 
3./4. Oktober wird das bislang libe-
rale Tschechien deutlich nach rechts 
schwenken. Die Partei des Unterneh-
mers Andrej Babiš gewann die Wahl. 
Dieser dürfte erneut – wie schon in 
den Jahren 2017 und 2921 – Minis-
terpräsident werden. [...]

»Physik gilt auch für Idioten« 
(Harald Lesch)
In seiner Rede vor der UN-General-
versammlung bestritt US-Präsident 
Donald Trump die Existenz des men-
schengemachten Klimawandels. Er 
bezeichnete ihn als »größten Betrug, 
der jemals an der Welt begangen 
wurde« und sprach von einem »grü-
nen Schwindel«. [...]

Aufschwung Fehlanzeige
DIW (Berlin), Ifo (München), IWH 
(Halle/Saale), IfW (Kiel) und RWI 
(Essen) rechnen im Herbstgutachten 
nicht mit einer nachhaltigen Erho-
lung der deutschen Wirtschaft. Für 
2025 wird nur ein Mini-Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 
0,2% erwartet, für die kommenden 
beiden Jahre ein Anstieg um 1,3% 
bzw. 1,4%.  [...]

Dafür brauchen 
wir Unterstützung!
Wie Abonnent:innen und 
Leser:innen das konkret machen 
könnten, steht ebenfalls unter 

www.Sozialismus.de

Gewerkschaften
Forum
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Sozialstaat ohne Haltelinien?
von n Joachim Rock

Heizung sowie der Krankenversiche-
rung eingestellt.

Wer sich in der Situation in der An-
nahme wiegt, dass das Bundesverfas-
sungsgericht hier einschreiten wird, 
liegt vermutlich falsch und verkennt, 
dass drastische Leistungsverweigerun-
gen bis hin zum Verlust aller Leistun-
gen schon jetzt zum Instrumentenkas-
ten der Sozialleistungsträger gehören. 
Die Rechtsgrundlage dafür findet sich 
außerhalb der Grundsicherung. In § 66 
SGB I ist geregelt, dass »der Leistungs-
träger ohne weitere Ermittlungen die 
Leistung bis zur Nachholung der Mit-
wirkung ganz oder teilweise versagen 
oder entziehen« kann. Das Bundesver-
fassungsgericht hat auch in seinem Ur-
teil zur Verfassungswidrigkeit bestimm-

ter Sanktionen ausdrücklich bestätigt, 
dass bei fehlender Mitwirkung unter be-
stimmten Umständen ein »vollständiger 
Leistungsentzug zu rechtfertigen« sei, 
weil davon ausgegangen werden könne, 
dass die Person nicht bedürftig sei.

Droht der Fall ins Bodenlose? 

Der ehemalige Präsident des Bundesso-
zialgerichts, Prof. Dr. Rainer Schlegel, 
dessen Empfehlungen in der CDU gro-
ßen Rückhalt finden, schlägt deshalb 
in einem aktuellen Gutachten vor, die-
se Praxis auszubauen. So solle etwa u.a. 
unter bestimmten Umständen von man-
gelnder Bedürftigkeit ausgegangen wer-
den können, wenn u.a. »die Person […] 
3.) in ihrem Verhalten oder Auftreten 

Als Ergebnis einer Nachtsitzung veröf-
fentlichte der Koalitionsausschuss von 
CDU, CSU und SPD am 9. Oktober Eck-
punkte für die nächsten Vorhaben. Sie 
enthielten auch eine Einigung auf zen-
trale Elemente einer »neuen Grundsi-
cherung«, die an Stelle des Bürgergeldes 
treten soll. Während entgegen vieler Er-
wartungen der erste versäumte Termin 
beim Jobcenter folgenlos bleiben soll, 
soll künftig schon beim zweiten Termin-
versäumnis eine Kürzung der Geldleis-
tungen um 30% erfolgen. Auf das dritte 
Terminversäumnis folgt der komplet-
te Entzug der Geldzahlungen. Wird der 
Leistungsberechtigte auch im darauffol-
genden Monat nicht vorstellig, werden 
alle Leistungen einschließlich der Über-
nahme von Kosten der Unterkunft und 
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bei Vorstellungsgesprächen nach Wahr-
nehmung des potenziellen Arbeitge-
bers auf eine fehlende Bereitschaft zur 
ernsthaften Arbeitsuche schließen lässt, 
4.) im Vorstellungsgespräch unrealisti-
sche, insbesondere überzogene Arbeits-
bedingungen und Entgeltvorstellungen 
äußert. […] Die regelmäßige Rechtsfol-
ge sollte jedenfalls bei Einpersonen-Be-
darfsgemeinschaften (Singles) nach der 
zweiten Arbeitsverweigerung der völli-
ge Entzug der SGB II-Leistungen sein«.1 
Von der Politik fordert Schlegel, die 
Grenzen der Verfassung auszutesten: 
»Der Gesetzgeber darf sich nicht hinter 
dem Bundesverfassungsgericht verste-
cken«, heißt es im Gutachten.

Wenn künftig ein potenzieller Arbeit-
geber die Arbeitsbereitschaft von Be-
werbenden beurteilen und damit über 
Unterstützung und Mietkostenüber-
nahme der Bewerbenden mitentschei-
den könnte, wäre das letzte Sicherungs-
netz des Sozialstaates Geschichte. Den 
Menschen droht der Fall ins Bodenlose, 
wenn sie nicht jede derart »zumutbare« 
Tätigkeit willfährig übernähmen. Damit 
können »Spaltungslinien zwischen Be-
schäftigten […] von Unternehmen ge-
zielt als Hebel genutzt werden, um […] 
das Machtgefälle zwischen Kapital und 
Arbeit weiter zu vertiefen«.2 Selbst wenn 
das Bundesverfassungsgericht in letzter 
Instanz solche Vermutungen für verfas-
sungswidrig erklären würde, kann der 
Marsch durch die (sozial)gerichtlichen 
Instanzen leicht fünf Jahre dauern. Wir 

erinnern: Die 2019 für verfassungswid-
rig erklärten Sanktionen wurden teil-
weise bereits 2006 beschlossen.

Aber welche Gruppen adressie-
ren die neuen Drohungs- und Drang-
salierungsinstrumente der Koalition? 
Nach den aktuellsten Zahlen3 vom Juni 
2025 waren 5,4 Millionen Menschen 
auf die Leistungen angewiesen. Un-
ter ihnen waren 1,5 Millionen Kinder 
und Jugendliche. Als erwerbsfähig im 
Alter zwischen 15 und 66 Jahren gal-
ten 3,9 Millionen Menschen. Von ihnen 
sind mehr als die Hälfte bereits als Auf-
stockende erwerbstätig oder befinden 
sich in Aus- oder Weiterbildung, Inte-
grationskursen oder stehen wegen der 
Erziehung oder Pflege von Angehöri-
gen nicht zur Verfügung. Nur 1,8 Mil-
lionen der 5,4 Millionen Beziehenden 
gilt als erwerbsfähig und arbeitslos, ge-
rade einmal ein Drittel. Von ihnen ver-
fügen nur knapp eine halbe Million 
Menschen über einen Berufsabschluss, 
140.000 Akademiker kommen hinzu. 
Fast 1,2 Millionen Menschen haben kei-
nen Berufsabschluss. Den 1,2 Millio-
nen nur für Helferstellen qualifizier-
ten Menschen stehen im September nur 
120.000 entsprechende Stellen zur Ver-
fügung. 927.000 Hilfeberechtigte sind 
langzeitarbeitslos, bei 727.000 davon 
kommt mindestens ein zusätzliches Ver-
mittlungshemmnis dazu, etwa ein ho-
hes Alter oder körperliche Einschrän-
kungen. Die Bundesagentur selbst geht 
davon aus, dass nur 232.000 Menschen 

vergleichsweise schnell eine Arbeit auf-
nehmen könnten, und da sind fehlende 
Deutschkenntnisse mitgezählt, weil die 
nicht als Hemmnis im Sinne der Statis-
tik zählen.

Härte um jeden Preis

Vor dem Hintergrund kann es auch 
nicht verwundern, dass von den durch 
Bundeskanzler Merz geforderten Mil-
liardeneinsparungen nahezu nichts re-
alisiert werden kann. Der sich derzeit 
in der Ressortabstimmung befinden-
de Entwurf einer neuen Grundsicherung 
geht für 2026 und 2027 mit allen Kür-
zungen und Härte von Einsparungen im 
Umfang von 86 bzw. 69 Millionen Euro 
aus. Die negativen Folgen für die Be-
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Dr. Joachim Rock ist Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverban-
des – Gesamtverband e.V. Von ihm erscheint 
demnächst im VSA: Verlag »Armut? Abschaf-
fen!«. Der Beitrag gibt seine persönliche Mei-
nung wieder. Zuletzt schrieb er in Heft 6-2025 
zu »Wachsende Ungleichheit, ärmere Arme und 
schwindende Perspektiven«.

1  Schlegel, Rainer (2025): Grundsicherung 
für Arbeitsuche. Handlungsspielräume des Ge-
setzgebers im Hinblick auf die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zum sozio-kul-
turellen Existenzminimum und zu Sanktionen 
bei fehlender Mitwirkung; files.insm.de/up-
loads/2025/10/INSM_Gutachten_Schlegel_
Grundsicherung-25-10-15-1.pdf, Rn. 37-29 
(18.10.2025).

2  Mayer-Ahuja, Nicole (2025): Klassengesell-
schaft akut. Warum Lohnarbeit spaltet und wie 
es anders gehen kann. München, S. 45.

3  Preuß, Roland (2025): Und jetzt schnell 
ab in die Jobs? In: Süddeutsche Zeitung vom 
11./12. Oktober 2025, S. 6.
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4  Aust, Andreas (2025): Bürgergeld im Reali-
tätstest: Materielle Entbehrung und wachsende 
Armutslücke. Expertise der Paritätischen For-
schungsstelle. Berlin.

5  Wimmer, Christopher (2025): Leben ganz 
unten. Perspektiven vom Rand der Gesellschaft. 
Köln, S. 14.

6  »Wir steuern auf einen gesellschaftli-
chen Großkonfikt zu«. Quelle: RND; www.rnd.
de/politik/politik-extern/dgb-chefin-fahimi-
warnt-vor-gesellschaftlichen-konflikten-und-
droht-mit-streiks-4Z5XMZWVCFGKJFQBF4S-
LEY4PR4.html (18.10.2025).

rechtigten werden zur bitteren Realität, 
die behaupteten Einsparungen erweisen 
sich als illusionär. Das allerdings ficht 
die Koalitionäre nicht an, denn im Vor-
dergrund steht die Absicht, demonstra-
tiv Härte zu zeigen und auf die Beschäf-
tigten insgesamt Druck zur Annahme 
auch schlecht entlohnter Beschäftigung 
zu machen, koste es, was es wolle. Dass 
die Bundesregierung bereit ist, für Leis-
tungssenkungen bei den Betroffenen 
auch Mehrausgaben hinzunehmen, zeig-
te sich schon beim betriebenen Rechts-
kreiswechsel für Geflüchtete aus der Uk-
raine: Hier erkauft sich die Regierung 
Leistungsabsenkungen für die Betroffe-
nen mit Mehrausgaben von 60 Millio-
nen Euro 2026 und 20 Millionen Euro 
2027, höhere Gesundheits- und Pflege-
kosten und schlechtere Vermittlungs-
chancen noch gar nicht berücksichtigt.

Die Lust an der Zerstörung trifft 
den Sozialstaat

Dass die grassierende »Zerstörungs-
lust« (Amlinger/Nachtwey) längst auf 
alle sozialstaatlichen Handlungsfelder 
gerichtet ist, ist offenbar. Von der Re-
duzierung der Krankenversicherungs-
leistungen mit einem Krankenversiche-
rungs-Basistarif über die Streichung der 
Leistungen im Pflegegrad 1, von der Ab-
senkung des Rentenniveaus über Ka-
renzzeiten in der Pflege: nicht einzelne 
behauptete Missstände, sondern der So-
zialstaat selbst ist das Ziel der orchest-
rierten Angriffe.

Die für die neue Grundsicherung 
in Rede stehende Streichung der 2020 
durch CDU, CSU und SPD eingeführ-
ten Karenzzeiten für Erspartes (bisher 
dürfen Berechtigte im ersten Bezugsjahr 
bis zu 40.000 Euro Vermögen besitzen, 
ohne ihren Anspruch zu gefährden) und 
die geplante Deckelung der Mietkosten-
übernahme auch bei neu im Bezug be-
findlichen Personen treffen die große 
Mehrheit der Grundsicherungsberech-
tigten nicht. Sie können von Vermögen 
oder zu großen Wohnungen regelmä-
ßig nur träumen. Diese Verschärfun-
gen richten sich mit voller Wucht gegen 
Menschen, die nach langer Erwerbstä-
tigkeit in der Krise von Entlassungen 
betroffen sind. Sie trennt dann regelmä-
ßig nur ein Jahr des Arbeitslosengeldbe-

zuges vom Verlust ihres Vermögens oder 
gar ihrer Wohnung.

Fortschreitende Marginalisie-
rung: Armut ohne Ausweg

Wie stark die Grundsicherung schon 
jetzt nicht vor Armut schützt, sondern 
sie fort- und festschreibt, hat Andreas 
Aust jüngst in einer eindrücklichen Stu-
die für den Paritätischen herausgearbei-
tet. Zu den Erkenntnissen der Studie ge-
hört, dass das Bürgergeld eines bspw. 
Einpersonenhaushalts schon jetzt meh-
rere hundert Euro im Monat unterhalb 
der Armutsschwelle liegt: »2023 lag der 
durchschnittliche Bedarf bei 907 € mo-
natlich, während die Armutsschwelle 
bei 1.381 € lag – eine Lücke von 474 €. 
Diese ›Armutslücke‹ ist seit 2010 kon-
tinuierlich gewachsen.« Die Untersu-
chung zeigt auch, dass die »Leistun-
gen der Grundsicherung trotz nominaler 
Anpassungen seit Jahrzehnten auf ei-
nem real stagnierenden Niveau verhar-
ren. Kaufkraftbereinigt leben Bürger-
geldbeziehende heute auf demselben 
Stand wie Mitte der 1990er-Jahre. Wäh-
rend die Einkommen anderer Haushalte 
im Durchschnitt um 30% gestiegen sind, 
sind Bürgergeldbeziehende vom allge-
meinen Wohlstandszuwachs abgekop-
pelt. Auch die deutlichen Anhebungen 
der Jahre 2023 und 2024 (über 10% pro 
Jahr) wirken lediglich als Kompensati-
on massiver Kaufkraftverluste durch die 
Inflation, nicht aber als strukturelle Ver-
besserung. Die Kaufkraftverluste belau-
fen sich in der Gesamtsumme bei einem 
Singlehaushalt auf bis zu 1.012 Euro. 
Die vergangenen Anpassungen des Bür-
gergeldes haben diese Kaufkraftverlus-
te nicht ausgeglichen, sondern nur teil-
weise kompensiert. Durch die gesetzlich 
bedingten Null-Runden 2025 und 2026 
wird sich die soziale Lage voraussicht-
lich erneut verschlechtern.«4 Die Ze-
mentierung von Klassenlagen und so-
zialen Spaltungen bereitet den Weg für 
fortschreitende politische Spaltungen. 
Lohnarbeitende gerade auch in prekä-
ren Beschäftigungsverhältnissen set-
zen verstärkt auf soziale Distinktion, bis 
weit in die Mittelschicht hinein gras-
sieren Abstiegsängste und Statuspa-
nik. Und ganz unten kreisen die Margi-
nalisierten in einem Teufelskreis: »Wer 

keine Erwartungen mehr an das Leben 
stellt, denkt auch nicht darüber nach, 
wie ein anderes Leben aussehen könnte. 
Und so bleibt vieles, wie es ist – weil der 
Glaube fehlt, dass Veränderung über-
haupt möglich wäre.«5

Die DGB-Bundesvorsitzende Yasmin 
Fahimi stellte im Interview mit dem Re-
daktionsnetzwerk Deutschland am 11. 
Oktober6 fest, dass derzeit »mit einer 
neoliberalen Marktpolitik, die die hart 
erarbeiteten Sozialleistungen der Be-
schäftigten attackiert und gleichzeitig 
von ihnen erwartet, dass sie mehr arbei-
ten und sollen und sich im Zweifelsfall 
damit abfinden, dass sie ihren Job ver-
lieren« gesellschaftliche Zerwürfnisse 
und ein gesellschaftlicher Großkon-
flikt heraufbeschworen werden könn-
ten. Mit der anhaltenden Diskreditie-
rung von Leistungsberechtigten und 
dem fortwährenden Schüren von Ver-
unsicherung der Bevölkerung hinsicht-
lich der Sicherheit ihrer bestehenden 
Leistungsansprüche bis hin zu den exis-
tenzsichernden Leistungen haben maß-
gebliche Teile der Regierung in den ver-
gangenen Monaten dazu beigetragen, 
diesen Konflikt zu nähren. Einmal mehr 
droht die rechtsextreme AfD davon zu 
profitieren. Der Bundesregierung bleibt 
nur noch wenig Zeit, um die drohen-
den und verstärkten Spaltungen nicht 
in Gesetzesform gerinnen zu lassen. Im-
merhin: Gewerkschaften, Sozial- und 
Wohlfahrtsverbände zeigen eine neue 
Geschlossenheit und Bereitschaft, sich 
dagegen gemeinsam zur Wehr zu setzen. 
Der »Herbst der Reformen« kann ein 
heißer Herbst werden.
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